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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Während der Grundsatz einer einheitlichen Regelung des Rechnungslegungsrechts für
alle Rechtsformen des Privatrechts in der Detailberatung unumstritten war, entbrannte
der Disput v.a. um die Anforderungen an die Buchführung. Aber auch der
Rechnungslegungsstandard und die Konzernrechnungslegung boten Stoff für die
Ratsdebatte. Einigkeit herrschte in Bezug auf den Vorschlag der Rechtskommission des
Ständerats, zur angestrebten Differenzierung nach Unternehmensgrösse das
Schwellenprinzip aus dem seit 2008 gültigen Revisionsrecht zu übernehmen
(Bilanzsumme: 10 Mio. Fr., Umsatzerlös: 20 Mio. Fr., Anzahl Vollzeitstellen im
Jahresdurchschnitt: 50). Die Grenzziehung zwischen KMU und grossen,
revisionspflichtigen Unternehmen war jedoch umstritten. So drehte sich die
Ratsdebatte primär um die Höhe der entsprechenden Schwellenwerte. Diskutiert
wurden drei Lösungsansätze: Der von der SP und den Grünen unterstützte
Bundesratsvorschlag, sich am geltenden Quorum des Revisionsrechts zu orientieren,
wurde ebenso verworfen wie der Antrag aus der SVP-Fraktion, den Umsatzerlös bei 80
Mio. Fr. festzusetzen. In Übereinstimmung mit der Kommissionsmehrheit und dem
Ständeratsentscheid unterstützte eine überwiegende Mehrheit der FDP-, BDP- und
CVP-Mitglieder – gegen die geschlossen stimmenden Fraktionen von Grünen und SP –
das Ansinnen, die Schwelle bei einer Bilanzsumme von 20 Mio. Fr. sowie einen
Umsatzerlös von 40 Mio. Fr. festzulegen und die Anzahl Vollzeitstellen bei 250 zu
fixieren. Nationalrat Ineichen (fdp, LU) trug mit einem Einzelantrag dem Umstand
Rechnung, dass mit der Einführung des Schwellenprinzips im Rechnungslegungsrecht
zwar die gewünschte Analogie zum Revisionsrecht hergestellt wurde, die Eckwerte in
den beiden Rechtsbereichen nun aber voneinander abwichen. Gegen den Willen des
Bundesrats und die erneut geschlossen stimmenden Grünen und SP, aber unterstützt
durch die FDP-, BDP- und SVP-Fraktionen sowie einer CVP-Mehrheit, erwirkte er eine
prioritäre und auf Juli 2011 rückwirkende Verankerung der nun beschlossenen höheren
Eckwerte im Rechnungslegungsrecht auch für das Revisionsrecht. Auf das nachfolgende
Nichteintreten des Ständerats aus Verfahrensgründen hielt die grosse Kammer am
Geschäft fest und schickte es zur Bereinigung ins neue Geschäftsjahr. Nachdem bereits
der Ständerat von den bundesrätlich vorgeschlagenen 100'000 Fr. Umsatz als Schwelle
für den Übergang von der einfachen zu einer doppelten Buchhaltung abgewichen war,
schuf der Nationalrat eine Differenz zur kleinen Kammer, indem er den fraglichen Wert
gemäss Einzelantrag Loepfe (cvp, AI) auf 500'000 Fr. erhöhte. In den Bestimmungen
zum Ausweis der stillen Reserven in der Jahresrechnung folgte der Nationalrat seiner
Kommissionsmehrheit und übernahm in Abweichung vom strengeren, durch eine
Kommissionsminderheit gestützten Bundesratsentwurf den Vorschlag des Ständerats. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
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SUZANNE SCHÄR

In Bezug auf das Revisionsrecht trat der Ständerat im Gegensatz zum Vorjahr und gegen
die Empfehlung des Bundesrats auf die Vorlage gemäss Antrag Ineichen (fdp, LU) ein.
Dieser Entscheid kam in der Frühjahrssession mit 21 zu 19 Stimmen allerdings nur knapp
zu Stande. Der Nationalrat hatte im Dezember 2010 an seinem Eintretensentscheid
festgehalten, um die Revisionspflicht für kleine und mittlere Unternehmen zu lockern.
In der Detailberatung erhöhte der Ständerat in Übereinstimmung mit dem Nationalrat
die Schwellenwerte, wobei dazu der Stichentscheid des Ratspräsidenten erforderlich
war. Allerdings schuf der Ständerat eine Differenz zum Nationalrat, indem er den
Bundesrat damit beauftragte, den Zeitpunkt des Inkrafttretens zu bestimmen. Nachdem
der Nationalrat noch in der Frühjahrssession beschloss, die Vorlage per 1. Januar 2012
in Kraft treten zu lassen, beugte er sich letztlich in der Sommersession dem Entscheid
des Ständerates. Widerstand regte sich vor allem aus den Reihen der SVP. In der
Schlussabstimmung wurde die Vorlage im Nationalrat mit 147 zu 34 Stimmen und im
Ständerat mit 34 zu 5 Stimmen angenommen. Damit mussten Gesellschaften ihre
Jahresrechnung und gegebenenfalls ihre Konzernrechnung neu durch eine
Revisionsstelle prüfen lassen, sofern sie in zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren
zwei der folgenden drei Schwellenwerte überschritten: Bilanzsumme von 20 Millionen
Franken, Umsatzerlös von 40 Millionen Franken oder 250 Vollzeitstellen im
Jahresdurchschnitt. 2
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1) AB SR, 2009, S. 1194 ff.,  AB NR, 2010, S. 1378; zum Schwellenwert: SPJ, 2009, S.105; NZZ, 9.12.10.
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